
Mä. Sonnabend, 4. Februar. 1865.

Die Verfassung
IGeehenslatt für dir-; Wald

.m

Erscheint jeden Sonnabend Preis viertelxihrlich
bei allen Preuß. Pvltcmstalten472 Sgr., bei den außerpreußii en Postanstalten

M Sar» in Berlin bei allen Zeituvgs pediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Ex edition, N
Jiiserate die Zeile 3 Sgr.

p cohrenstraße r. sei, 472 Sgr.

Die che des Ministers des Innern.

Der Minister des Jnnern begann in derSitzung
des Abgeordnetenhausesvom 24. Januar feine Rede

mit dem Ausdruck der Genugthuuiig uber den »Ton
der Versöhnlichkeit«, welchendie Berathung an sich
trage. Er erkannte ferner an, daß das Abgeordneten-
haus in die gegenwärtigeStellung ,,hineingedrangt»«
worden sei. Für die Regierung nahm er dasselbein

Anspruchund erklärte ausdrücklich:»daß das jetzige
Ministerium einen Zustand vorgefunden habe,
den es nie herbeigeführt haben würde.«

Wir müssenes uns versagen, auf den zweiten Theil
der Rede des Minister-s des Innern einzugehen, weil

er in demselbendie Gründe für die ewige Aufrechthal-
tung der Reorganifatiou aus der PersönlichkeitSr.

Majestät unsres Königshernahm. Wir sind der An-

sicht, daß eine derartige Beweisführung eine billige
nicht genannt werden kann. Die erhabene Stellung,
welcheder König einnimmt, gestattetkeine Widerlegung.
Darum ist es von jeher in allen Verfassungsstaaten
Grundsatzgewesen, diePerson des Herrschers aus dem
Streite der Parteien zu lassen. Die Minister des

Königs sind für alle Regierungshandlungenverantwort-

lich, darum aben sie auch kein Recht, sich in dek Ver-
theidigung i rer Politik auf die Gesinnungenund Eigen-
schaftendes Regenten zu berufen. Die inister sollen
übrigens keine Diener des Fürsten, sondern Diener des

Staates sein. Jn Preußen deutet dies schonihr Titel

-,Staatsminifter««an, der, in’s Deutscheübersetzt,Staats-
diener bedeutet. Das Staatsleben ist so vielgestaltig,
daß dck Herrscher,und sei er noch so begabt und ge-
bildet, kmmöglichalle seine Zweige bis in’s Einzelne zu

durchdringen vermag. Außerdem bleibt er, wie uns

Geschichteund«Religionlehren, ein dem Jrrthum unter-

xvorfenerMensch, der leicht dazu veranlaßtwird, das-

JÄUigefür dem Ganzen förderlichanzusehn, was seinen
Llepljvgsneigungenschmeichelt Darum ssollen die
Minister mehk ein, als Diener des Königs, welche
einfachdie Befehledesselbenvollziehen

«
)

me weitean»Verlaufeseiner Rede erkannte der
Minister ausdrucklichan, »wie das Abgeordneten-
haus nur deshalb so fest an der Nichtbewilli-
gung der Reorganisationskosten festhalte, weil
es glaube,»daß»rnitder Vertheidigung seiner
Stellung in·die«serFrage, die Vertheidigungdes von ihm in Anspruch genommenenVudget-
rechts zufammenhinae.«Diesen Worten fügte er

noch folgende hinzu: »Geben Sie die Jdees Ihr
Budgetrecht an der Militärfrage zu probiren,
auf; suchen Sie irgend ein anderes Thema,
irgend ein anderes Feld, auf dem Sie glauben,
JhrRecht eltend machen zu müssen, wenn-

gleich es Jllnenvielleicht schwer werden wird,
ein solches zu entdecken, denn Sie werden die
Regierung bereit finden, soweit nicht faktische
Zustände es unmöglich machen, der Auslegung
der gesetzlichen Paragraphen Raum zu geben·,
auf der Sie bestehen«

Der Minister hat also dem Abge«ordnetenhause,snach
seinen von uns wörtlich dem Kammerberichteentnom-

menen Aeußerungen,Folgendes zugestanden:

1) daf- das Haus in dieser Sitzung versöhnlich
austrete,

.

2) daß es den Streit nicht ausgesucht,sondern in

.

denselben ,,hineingedriingi«worden sei,
Z) daßis nur deshalb so fest an der·Nichtbewil-

lignng der·Reorganisaiion halte, nicilves in

derVektheidiguugdieses Standpunktes die Ver-
theidigungseines Budgetrechtcs erkenne,

4) daß die Regierung derselben Auslegung der
esetzlichcnParagraphen Raum zu geben bereit

fei,auf der das Haus bestehp,in so weit nicht
aktischeZustande es nnmoglicli machten.

So viel Eindruck hat also doch das ruhige Fest-
halten des Abgeordnetenhausesan dem Rechte gemacht,
daß man vonSeiten der RegierungdieLehre von der

Bergssungslückeaufgiebt. Es begegnen uns indeß in
der ede des Ministers zweiJrrthümer,zu deren Wider-

legungwir einige Worte sagen müssen.
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Obschonnehmlichder Minister zugiebt, daßdas Haus
in den gegenwärtigenZustand »hineingedrängt«worden

ist, verlangt er doch, dasselbesollediesenKampfplatzauf-
geben uiid sein Budgetrecht auf einem anderen Felde
probiren Das Abgeordnetenhaushat ja aber, wie er

selbst anerkennt, den Streit nicht ausgesucht; es liegt
gar nicht nnd lag nie in dessenAbsicht,sein Recht einer

Probe zu unterwerfen. Das Abgeordnetenhaus ist
auch gar kein unbedingter Gegner jeder Reorgosp
nisation, es verlangt nur die Feststellung der-

selben durch ei»nGesetz. Nur so lange diese nicht
erfolgt ist, weigert es fich, die Mittel zu ihrer
Durchführung zu bewilligen. Verließe es diesen,
ihm von seinen Gegnern nnd von seiner Pflicht gegen
das Volk zugewiesenenKampfplatz,so würde es einfach
fahnenflüchtig; die ganze Welt würde es für
moralisch besiegt ansehen. Andrerseits aber könnte

man, wenn es dem Rathe des Ministers folgte und

»sichein anderes Feld aufsuchte, um auf diesem sein
Budgetrecht zu probiren«,ihm mit Recht den Vorwurf
machen, daß es sich nicht von seiner Rechtsüber-s
zeugung, sondern von dem Wunsche, seine Macht
zu zeigen, leiten lasse.

Endlich müssenwir den Minister des Jnnetn an

ein Wort erinnern, das er selbst im Herbst des ver-

gjgngenenJahres aussprach, als ihm eine Anzahl von

itgliedern des sächsischenProvinziallandtages zu Merse-
burg ein Fest gab. Da sagte er ausdrücklich:»So-rochen
wir nicht von Versöhnung, über Grundsätze versöhnt
man sich nirht!« Er sprach dieses Wort im Namen
der Regierung und zu den Vertretern seiner Partei.
Möge er gerechtsein und anerkennen,daßdie Mehrheit
des Abgeordnetenhaiisesrücksichtlichihrer Grundsätzeeine

gleiche Festigkeit in Anspruch nehmen dars. -Zur Ver-

ständigungist dieselbe stets bereit gewesen und hat auch
heute noch den ernsten Willen dazu. Den Weg der

Versöhnungaber, auf welchensie der Ministerhinweist,
kann sie nicht betreten. Das Recht Und »dieGrundsätze,
welche sie vertheidigt, sind nicht ihr Eigenthum, über
das sie nach freiem Willen schalten kann. Es handelt
sich bei dem Streite um die politischeZukunft unseres
Volkes Diese Thatsciche darf nie aus den Augen ge-
lassen werden. Deshalb stimmen au wir dem Aus-

spruchedes Ministers zu und sagen wie er: ,,Sprcrheli
wir nicht von Versöhnung!über Grundsätzeversöhnt
malt sichnlchth Aber etwas Anderes, und wir meinen
etwas Besseres, ist möglich:anin kannsichverständigen.
Freilich gehört dazu der gute Wille beider Parteien.
Nicht von dem Abgeordnetenhauseallein darf das Ent-

gegenkommenerwartet werden.

Politische Wochenschau.
Das parlamentarische Leben tritt augenblicklichäußerlich

wenig hervor, da die Kommissionenmit den Vorberathungen
der Vorlagen beschaftigt sind-. Die wichtigsteKommission,
auf welche Aller Augen gerichtet sind, ist unstreitig die Budget-
koinmission, welcher das von der Regierun vorgelegte Staats-

haushaltsgesetzfür das Jahr 1865 zur grüfungüberwiesen
ist. Sie hat in ihrer Sitzung am 28. Januar beschlossen,

vor der Berathung der einzelnenAbtheilungendes taats.
haushalteszur Erörterungdes allgemeinenStandfunktes
einen allgemeinen Bericht zu erstatten. Der Beschlußlautet:

I. Zunächstan das Haus über den vorgelegtenStaats-
haushaltsetatentwurf einen Gene i t u

und

ingiioeicikiszbenirfisbdesondere
ralber ch z erstatten

mit ü si t au ie in dem vor ele ten ntwure .

anschlagte bedeutende Steigerung gdeüEiJnahmeiivdeerg
Staates und auf die gleichzeitigvorgelegten Gesetzen-t-
würfe über die Bewilligung von Anleihen zu prüfen;

a) ob die in allen Kreisen der Bevölkerunghervortreten-
den Klagen über eine iibermäßigeund fortdauernd stei end-

Flizspannung
der Steuerkraft des Landes begrundet

in ;
b) eventuell, welche Mittel nnd Wege vorhanden sind,

denselben abzuhelfen oder für die Zukunftvorzubeugenz
e) ob den vielfach hervorgetretenenäußerstdringenden

Bedurfnigender einzelnen Verwaltungszweigedurch eine
gerechte ertheilung der Staatsmittel aigehvlienist.

Il. Gleichzeitigin der Kommission vorbehaltlicheines
Beschlussesüber die Berathung des Militäretats in die Be-
rathungen der übrigenSpezialetatseinzutreten; die Beschlüsse
über die Feststellung der innahmen und Bewilligun der

Ausgaben jedoch nur vorläufigmit dem Vorbehalt, später
auf dieselbenzurückzukommen,zu fassen-

Ill. Die KöniglicheStaatsregierung aufzufordern, die
über die Veraiilagung der Gebäudesteuer in den Jahren
1863 und 1864 erlassenenallgemeinenMinisterialverfügunen

und Seitens des Miniteriums ausgearbeiteten Denkschri en

der Kommission mitzut eilen.
IV. Mit Rücksicht darauf, daß die in der Thronrede

versprocheneVorlage über die Kriegskosten erst nach dem
Endabschlußdes vergangenen Jahres, also frühestensEnde
Marz 1865 zuserwarten ist, von der KöniglichenStaats-

regierung Auskunft darüber zu fordern, welcheVeränderung
in den vorhandenen Mitteln des Staates durch die Führung
des Kriegs entstanden sind, insbesondere ob und welcheSum-
men aus dem Staatsschalz entnommen sind.

Jn der Kommissionselbst hat der Kommissar der Re-

gierung,welcher der Sitzung beiwohnte, in Bezug auf die
in Nr. 4 erwähntenKriegskostengeantwortet, er wissenicht,
was der Krieg gekostethabe, und sei auch außer Stande, es

zu sagen; ebensowenig,ob die Mittel dazu theilweise aus

dem Staatsschatzeentnommen seien; er werde aber den Finanz-
minister fragen, ob er darüber Auskunft geben wolle. Er

halte es für unmöglich,schon jetzt die Kosten des Krieges
zu veranschlagenWenn auf Oesterreichhingewiesenwerde,
dessen Regierung schon vor einer Reihe von Wochen ihren
Kostenanschlagendgiltig aufgestellt haben »soll»,so könne er

darunter nur eine vorläusige,nicht vollständig genaue und

erschöpfendeBerechnung vermuthen. » »

Als Referenten für die oben mitgetheiltenAntragesind
die Abgeordneten Forkenbeck, vaetbeck, Michaelis,
Twesten und Reichenheim ernannt. Man hofft, daß
diese Herren mit ihrem Bericht in etwa drei Wochen fertig
sein werden.

·

Es ist zu vorstehendem Beschlussezu bemerkenzdaß die

»Kreuzzeitung«sich über denselbensehr entrüstetzelgki Man

darf also wo)l annehtnkpdaß er im wohlverstandenenJUters
esse des verfassungsmäßigenRechtesgefaßtist— «

Jn Bezug auf eine«der Gesetz-vorlagenwelcheBewilligung
von Geldern oder Zinsgarantie für Eisetkbghneiifordern-
hsat die vereinigte Finan - und Handelskoinmissionbeschlossen,
dieselbenzu berathen,.a er die Bewilligung von Gelderii wird
voraiissichtlichnur aus den laufenden GSIDMEMIU Klotng



’ · «

e en Abänderung des §33 der Städte-

ordkæxlkegTIERquEintragder »Gemeindekommissioudem

Ministerium zur Berücksichtigungüberwiesenwerden.
·

Jn Vezu auf Steuermaßigungen ist bis jetzt ein

Antrag des bgeordneten Kerst aus Aufhebung des

Salzmonppols und des AbgeordnetenBering auf Fort-
foii des Zuschlages von 6 Sgk. auf jeder Tlaler

Gerichtskosten eingebracht.Wahrscheinlichwird auch»noch
die Herabsetzungdes Briefportos und der Depeschengebuhren
beantragt werden,

«

,

Von dem Abgeordneten Schulze (Delitzsch)und Genos-
sen ist ein Antrag auf Aufhebung der §§. 181 und 182 der

Gewerbeordnungvom Jahre 1845 eingebrachtworden. »Da
die Regierung schon wiederholt in Folge von Arbeiterpetitio-
nen ihre Geneigtheit zu erkennen gegeben hat, diesePara-

raphen aufzuheben, so ist nicht zu zweifeln,daßdiese Be-

timmnngen, welche die Arbeiter wesentlichin Ihren Rechten
beschränken,endlichfallen werden.

Der Abgeordnete Rechtsanwalt Velthusen zu Lhck
6- Guinbinner Wahlbezirk) hat sein Mandat niedergelegt.
n dein WahlbezirkGeilenkirchen-Heinsberg-Erkelenzist an

Stelle des Abgeordneten Blum, welcher wegen Beförderung
im Staatsdienst sein Mandat verlor, der ProfessorHuffer
aus Bonn gewähltworden. Derselbe gehört,wie sein Vor-

gän er, der ultramontanen Partei an.

AnBreslau ist der ordentliche Lehrer Di-. Grosser
vom ProvinzialsSchulkollegium aufgefordert worden, aus dem
,,Wahlverein« und aus der ,,städtischenRessource«auszuscheis
den. Die Wahl des Rathmanns Pultke zu Angerburg
zum Beisitzer der Kreis-Ersatzkommissionist nicht bestätigt
worden. Ein gleichesSchicksalhat die Wahl des Lohgerber-
meisters Lorenz in Tempelburg zum Rathmann gehabt.
Jn Greifenha en sind die vier ausscheidendenRathmän-
ner: Kaufmann rud, Kaufmann Ger.loff, Tischlermeister
Erhardt und Kalkbrennereibesitzer Läs e von der. Stadtver-
ordneteiiiVersammlung wiedergewähltworden. Alle vier

Wahlen sind nicht bestätigtworden.

Mccklenburg. Die Auswanderungist im fortwährenden
Wachsen,so daß der Mangel an ländlichenArbeitern immer
stärkerhervortritt. Schon im vorigen Jahre sind in diesem
überaus fruchtbaren Lande 21,000 Last Getreide wegen Man-

gels an Arbeitskräftenzu Grunde gegangen. Die Regierung
versuchtalle möglichenMittel, der Auswanderung zu·steuern
und den GutsbesitzernArbeitskräftezuzuführen;an eine Auf-
hebung des Prügelgesetzesdenkt sie aber nicht.

Kurhessen. Der AbgeordneteOetker tritt den Anschuls
digungen der Regierungs-Zeitung, als ob er im Namen der
liberalen Majorität der hessischenKammer mit der preußi-
schen Regierung unterhandelt habe, auf das Entschiedenste
entgegen. Es scheint fast, als ob die Regierung zu Kassel
Ifürchtethabe, es werde wegen der Nichtbestätigungdes in

ockenheim zum Bürgermeister gewähltenHerrn Jünger-
mann ein preußischerFeldjägerin Kassel eintreffen.

HkssknsDaruistadtDie Regierung bereitet ein Gesetz
Ur HebUIIg des Volksschulwesens »vor. Jn dieser
’lUgeleg«EUheltwird sie bei der Majorität der Volksverm-

tung keine Opposition sindm

WükttembkkMSeit dem Regierungsantrittdes jetzigen
Königs lind VVU den Gerichten des Landes schon vier To-
dksurtheileausgestvfhemDer König hat dieselbenjedoch
ifmmttichnicht bestaklgtssondern die Strafe in lebenslän -

llcheZUchthausstrafeumgewandelt»Auf diese Art wird die
Todesstrafe faktischianrttemberg abgeschafft,
wird sie es auch bald gesetzlichsein.

hoffentlichs

Batertr. Herr v. d. Pfordten scheint noch immer

nicht alle Hoffnungaufgegebenzu haben, seinen Gedanken der

Dreitheilung Deutschlands in der einen ·oderandern Form
zu verwirklichen. Es ist anzunehmen, daß er den Anträgen
des Herrn v. Beust beim Bunde, die Ausnahme-Gesetze,
welchederselbe frühererlassen und die noch in einigen deut-

schen Staaten in Kraft sind, aufzuheben, nicht ganz fremd
ist. Wenn diese Minister mit solchenAnträgenihre Popu-
larität wiederherstellenwollen, so ist ihnen vorherzu sagen,
daß sie sich irren. Wenn sie die betreffendenGesetze, unter

welchenganz besonders die Pre e leidet, endlichunzeitgemäß
sinden, so mögen sie doch dem s eispiele anderer Regierungen
folgen und sie in ihren eigenenStaaten aufheben. Dadurch,
daß sie damit warten, bis der Bund es thut, zeigen sie

Pentlichftdaß ihnen selbst an deren Beseitigung nicht viel ge-
egen i .

Oesterreich. Die Hoffnung, daß der drohende Konflikt
zwischen dem Reichsrath und dem Ministerium sich glücklich
werde beseitigen lassen, scheint sich nicht zu verwirklichen.
Die Verminderung der Ausgaben, welche der Finanz-Ausschuß
zur Vermeidung des Defizits von der Regierung verlan«t
hat, wird nicht vorgenommen werden, wenigstens nicht in

einergenügendenWeise. Die Regierung hat sich allerdings
bereit erklart, die gewünschteHerabsetzungder Aus aben vor-

zunehmen, wenn der Reichsrath dagegendie Zulässigkeitder
Revirements (Uebertragungen von einem Ausgabe-Posten
auf den andern) anerkennen wolle. Diese Uebertragungen
würden aber jede Kontrole unmö lich machen, ob die erabs
setzungder Ausgaben auch wirklichda stattfindet, wo sieder
Reichsrath für zweckmäßigerachtet, indem sie der Regie-
rung gestatten würden, die für einen bestimmten Zweck
bewilligten Gelder für einen andern Zweck zu verwen-

den. An eine durchgreifendeVerminderung der Armee
scheint man auch nicht mehr zu denken, im Gegentheil, es

deuten gewisseAnzeichen darauf, daß man zum Frühjahr
einen Krieg erwartet. Allerdings wünschtOesterreich, um
einen solchen beginnen zu können, einen Vertrag mit Preu-
ßen, in welchemletzteres ihm Venetien garantirt, doch sind
bis jetzt alle Nachrichten, welche von dem bevorstehenden
Abschlußeines solchenVertrages sprechen, nur als unbe-
gründeteGerüchtezu betrachten.

rankreich. Die Haltung der Bischöse,welche die neueste
päp tliche Vulle auf alle Weise vertheidigen,macht der Re-

gierung viel zu schaffen, und doch wagt sie nicht gegen die

Geistlichen, welche in Frankreich einen großenEinfluß be-
sitzen,mit der nöthigenEnergie vorzugehen.

Italien. Jn Turin haben unbedeutende Unruhen statt-
gefunden, welche jedochnicht gegen die gegenwärtigeRegie-
Umg- sondern gegen die Mitglieder des früherenMiniste-
riums gerichtetwaren. Mit den nöthigenSchritten zur »Ver-
legung der Residenznach Florenz ist man eifrig beschaftlgt

undddürftedieselbewohl noch im laufenden Monat vollendet
wer en. .

Diiiiemari. Der Reichstag beschäftigtsich,mit einem
neuen Strafgesetz, bei dessen Berathung die Abschafsungder

Todesstrafe beantragt werden wird.
» »

Rußland. Als ein bedeutsamesZeichen der Zeit ver-

dient mitgetheiltzu werden, daß die in Moskau versammelte
Adels-Korporation eine Adressean den Kaiser gerichtethat,
in welcher sie eine Repräsentationmit zweiKammern fordert.

Potenz Jn der Festungvon Warschau sitzen nochdreißig
zum Tode Verurtheilte,und erwartet man allgemein mit

nächstemdie Vollziehungdes Urtheils.
Amerika. Die Armeen der Nordstaaten rücken unauf-

haltsam vorwärts; die Flotte hat das Fort Fisher, das den



Paer
von Willmington beherrscht, genommen. Dadurch

ind den Südstaatlern die Zufuhren aus Europa, welchesie
trotz der Blokade im reichlichstenMaaße bezogen,abgeschnitten.
Es verlautet auch schon, daß der Präsident der Südstaaten
sichbereit erklärt habe, in Unterhandlungen wegen des Friedens
einzutreten. Der Friede wird jedoch, deß darf man sicher
sein, nur aus der Grundlage der gänzlichenAbschaffuugdet

Sklaverei abgeschlossenwerden.

Der Feldmarschall Gneisenau.
Einer der Männer, welchesich das größteVerdienst um

die Wiederaufrichtung des preußischenStaats, nach dessen
Niederwerfung durch den ersten Napoleon, erworben haben,
war der FeldmarschallGraf Gneisenau.

Ewig deiikivürdigwird seine kühne und wirkungsvolle
Vertheidigungvon Kolberg im Jahre 1807 bleiben, und noch
Größeres hat er in den Jahren 1813 und 1814 als Freund,
Gehülfe und Rathgeber Blüchers geleistet und im Jahre
1815 durch die mit beispielloserEntschiedenheitgeleiteteVer-

folgung der bei Belle Alliance geschla«enen Franzosen. So

hoch aber auch diese ausgezeichnetenThatenzu veranschlagen
sind, fast noch höherwird seine Wirksamkeit in dem zwischen
deni unglücklichenKriege von 1806 bis 1807 und dem Be-

freiungskriege liegendenJahren der Ruhe ihm von der dank-
baren Nachwelt angerechnet werden müssen. Wohl war es

eine traurige Zeit! Zerschmettert lag das Vaterland am

Boden. Einem unglücklichenKriege war ein fast noch un-

glücklichererFrieden gefolgt. Mitten in dem um die Hälfte
verkleinerten Lande lagen die Besatzungen des Feindes und
drückten und peinigten das mit den fast unerschwingklichenKriegskosten belastete Volk. Jndeß, das preußischeVol war
durch sein schrecklichesSchicksal wohl gebeugt, aber nicht
gebrochen!
»Der Schmuckder Zweigewar ihm abgehauen:
Da stand es, ein entlaubter Stamm; doch innen

Lebte iiii Mark die schaffendeGewalt,
Die sprossendeine Welt aus sichgeboren.«

Der schrecklicheSchiffbruch, in welchen die Junker und

Diplomaten, welche stolz auf jeden herabsahen,» der nicht«zu

ihrer Zuiist gehörte,das preußischeStaatsschiffdurch ihre

Feigheit und Gewissenlosigkeit,durchihre Verachtungalles
Vaterländischenund ihre Feindseligkeitgegen seden Fortschritt

etrieben hatten, öffnete dem Könige die Augen uber seine
isherigen Rath eber. An der Stelle von Haugwitztwurde

Stein leitender Minister und von ihm ging die große Re-

volution des ganzen preußischenStaatswesens aus, welche
es spätermöglichmachte die Fremdherrschastabzuwersen.
Natürlich war es unmöglich,daß ein einzelner Mann

allein so Ungeheures leistete. Ein herrlicher Kreis patrio-
tischerMänner stand ihm zur Seite, und so lange es Preußen

iebt, werden neben seinem Namen die Namen von Hardens
erg, Schön,Dohna, Scharnhorstund Gneisenau unvergessen

bleiben. Wir wollen die Verdienste eines jeden dieserMänner

nicht kleinlichgegeneinanderabwägenund heutenur»dasvon

Gneisenau Geleistete hervorheben,obschon wir keineswegs
behaupten, daß seineGenossen nicht eben so Großes geleistet

aben.h
-iachdem Gneisenau die Vertheidigung Kolbergs siegreich

bis, u dem Tilsiter Frieden geleitet hatte, wurde»ervom
Könige nach Memel berufen, um an der Organisationeiner

neuen Armee zu arbeiten. Wie ernst er diesenAuftrag
nahm, beweisenviele von

Im
damals gemachteAu zeichnungen,

von denen wir eine na stehend unseren Lesern mittheilen,

weil wir dadurch denselben am besten einen Be ri von d
beibringen können,welcher diesen tre liegenMaennii

e ee e.

Er schriebdamals:

»Man hat zeither Alles auf eboten um den Men en

sinanzistischund für alleZweckeLderSiaatsmaschinenüssgclich
zubilden,aber bei Weitem weniger ihn frei und edel und
elbstandigzu machen, alePem der sich fühlt auch ein Theil

des Ganzen zu sein und sur sich selbst eine Würde u haben.
Dem blos dienenden zu einem ihm unbekannten wecke ist
es·gewöhnlichgleich, wem er diene und wessen Sache er

fuhre; aber der Bürger im Staate, der sein Vaterland kennt
und das Glück einer gerechtenRe· ierung unter milden Ge-
setzenund den Fortschritt zum Bessetenin jedemZweigedes

innerenLebens und die Hoffnungen der Zukunft zu schätzen
weiß, bringt mit Freuden sein Opfer dat, um diesehöchsten
aller Güter, wo nicht sich, doch denen zu sichern,denen nach
ihm der vaterländischeBoden grünt-«
»Manklagt über Entnervung und Entartungder Völker;

aber nichts»hat mehr dazu beigetragen, als die stehenden
Heere, die den»kriegerischenGeist der Völker und

ihren Gemeinsinn zerstörten. Sie sind eine mehr ein-
gebildete, als wirkliche Macht — Tod desGemeingeistes in
Spielerei des Exerzierplatzes — Pressung des Bürgers. —

Stehende Heere Stütze des Ebrgeizes, WerkzeugseinerEnt-
würfe, —- die das Verhältniß aller Staatskräfte
übersteigen, alle Staats· und Geisteskräfte an-

spannen,
um das Land auch auf andere Art zu er-

chöpfen. — Steuern, Abgabenz Gut und Blut
des gemeinen Mannes, die Quellen des Wohl-
standes vermindern sich.«
»Schon in ruhigen Zeiten erschöpfte(das ste ende

alle Quellen des Reichthums, wie viel mehr inhZeitenHeisg
Gefahr und nach Unglücksfällen— Haufen ohne Gemein-

geist»und Bürgersinn — Schuldenlast — erhöhteSteuern,
verfalschkesGeld — Ver chwinden des Metalls — Papier-
geld —- die Banden des ertrauens und der Liebe, die den
Unterthan mit dem Herrscher verbinden, wurden schlaffek
und der Druck der stehenten Heere war das harte Joch des
Furcht, das auf dem Nacken des Volkes die Allmacht der
Beherrscherbefestigensollte. Aber im Heere selbst liegt der
Keim der Zerstörung. Mißvergnügen, gesteigerteBedürfnisse,
geringerSold, schlechtesTuch-—von ihremHeerde gerissen,
sammernde Verwandte. Leichtsinn,das Schicksalder Staaten
solchen Händen anzuvertrauen. Wenn das stehende Heer
vernichtetist, welcheSicherheit hat dann der Staat? — Die
stärksteStütze der Macht des Herrschers ist unstreitig das
Volk. Der Glanz der Kronen, ihre Sicherheit, alle
Mittel der Erhaltung beruhen auf» ihm — durch
stehende Heere trennen die Regierungen ihre Inter-

essen von denen des Volkes-«

»Die Aufgabe ist, eine von anderen Völkern
beneidete Konstitution (VekfaiiUUg) zu haben;
dabei die Mittel vorbereitet, uin zur entscheidendenStunde

erüstetdazustehen, andere Staaten zu überleben. —- Dahin
Fül)ren:Wohlstand, AufklätUULliSittlichkeit,bürgerlicheFrei-
heit; ein Volk arm, koh,· Unwissend und sklavisch
wird es nie mit einem an Hülssmitteln und Kennt-

nissen reichen aufnehmen können.«
Wir denken, daß diese nun vor bald iechzi Jahren

niedergeschriebenenWorte des verewigtenFeldmarscgallsauch
heute noch Geltung haben, leider aber nicht durchweg so
beachtet werden, als sie es verdienen.
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